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ungen der Bezirksregierung 305 
201 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 305 
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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

201 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Bezirksregierung Münster  45699 Herten, den 30.08.2013 

500-53.0098/12/0307.2 

Frau Helga Grunewald, hat einen Antrag zur Errichtung 

und zum Betrieb einer Eisen- und Nichteisengießerei auf 

dem Betriebsgrundstück Am Busskolk 35, 46395 Bocholt 

(Gemarkung Mussum, Flur 12, Flurstück 252), vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist die Verlagerung von 

Schmelz- und Gießanlagen aus anderen Grunewald-

Standorten innerhalb Bocholts und die Ergänzung um ei-

nige für den Gießereibetrieb notwendige Anlagen. Das 

Vorhaben wird innerhalb eines ausgewiesenen Industrie-

gebietes realisiert und eine bereits vorhandene Werkhalle 

dazu erweitert. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 

beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 

(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer 

Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durch-

geführt. Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, 

dass es einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als 

unselbständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht 

bedarf, da keine besonderen örtlichen Begebenheiten be-

troffen sind und u.a. erhebliche nachteilige Umweltaus-

wirkungen durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

 

 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die 

Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 

Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Espey 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 305 

 

202 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Bezirksregierung Münster  45699 Herten, den 30.08.2013 

500-53.0036/13/0304.1 

Die Firma Trimet Aluminium SE hat einen Antrag zur 

wesentlichen Änderung und zum Betrieb der Aluminium-

schmelz- und Gießanlage auf dem Betriebsgrundstück in 

45881 Gelsenkirchen, Am Stadthafen 51-65 (Gemar-

kung Heßler, Flur 4, Flurstücke 141-146, 148, 509-512), 

vorgelegt. Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung 

der bestehenden Betriebseinheit 300 zur Nebenprodukte-

aufarbeitung um eine Tiegelreinigungsmaschine. Das 

Vorhaben wird innerhalb des bestehenden Betriebes reali-

siert und in die vorhandene Infrastruktur des Werkes ein-

gebunden. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 

beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 

(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-

weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
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führt. Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, 

dass es einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als 

unselbständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht 

bedarf, da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswir-

kungen durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die 

Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 

Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Espey 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 305 - 306 

 

203 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Bezirksregierung Münster  45699 Herten, den 29.08.2013 

500-53.0032/13/0404.1 

Die Firma SABIC Polyolefine GmbH, Gelsenkirchen hat 

einen Antrag zur wesentlichen Änderung und zum Be-

trieb der Anlage zur Kunststoffherstellung auf dem Be-

triebsgrundstück Pawiker Str. 30, 45896 Gelsenkirchen 

(Gemarkung Buer, Flur 15, Flurstück 35), vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages sind verschiedene Änderungen 

im Bereich des Katalysatorgebäudes 630, zur Anpassung 

in Hinsicht auf den Brand- und Gewässerschutz an den 

Stand der Technik.  

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 

beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 

(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-

weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-

führt.  

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 

einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als un-

selbständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht 

bedarf, da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswir-

kungen durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 

Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Baal-Gösling 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 306 
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erscheint wöchentlich. Redaktionsschluss: Freitag 10.00 Uhr. – Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich    
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Abonnementsbestellungen und – Kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 
 
Bezug durch die Bezirksregierung Münster 
Domplatz 1-3, 48143 Münster, 
Auskunft erteilt Frau Brockmeier, Tel-0251-411-1097 
Email: poststelle@brms.nrw.de 
 
Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Münster 
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Münster 
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